
 
 

Fachbericht zu Verfahrenshürden beim Familiennachzug  
Das Wichtigste in Kürze  

Bis zu zehn Jahre. So lange mussten Familien in den von der SBAA dokumentierten Fällen teilweise auf 

ihre Wiedervereinigung warten , obwohl sie alle rechtlichen Voraussetzungen für den Familiennachzug 

erfüllten. Betroffen sind oft Kinder, die einen Grossteil ihrer Kindheit getrennt von einem Elternteil ver-

bringen  müssen . Der Grund liegt nicht im Gesetz, sondern im Verfahren selbst: Lange Bearbeitungszei-

ten, schwer zugängliche Verfahr en und hohe Hürden bei der Dokumentenbeschaffung verzögern den 

Familiennachzug teils über Jahre.  

Das zeigt der neue Fachberic ht «Langes Warten auf die Familie –  Verfahrenshürden beim Familien-

nachzug » der Schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl -  und Ausländerrecht (SBAA). Die SBAA be-

obachtet und dokumentiert seit der Verschärfung des Asyl -  und Ausländerrechts 2006, wie das geltende 

Recht in der Praxis angewendet wird und welche Folgen die behördlic he Praxis für die Betroffenen hat. 

Seither ist das Migrationsrecht von zahlreichen Reformen und einer anhaltenden politischen Debatte 

über weitere Verschärfungen geprägt, gerade auch beim Familiennachzug.  

Frühere Fachberichte der SBAA haben bereits gezeigt, dass die gesetzlichen Voraussetzungen den Fa-

miliennachzug erheblich erschweren oder verunmöglichen können. Der neue Bericht geht einen Schritt 

weiter und zeigt: Selbst wenn ein oft jahrelanges Asylverfah ren abgeschlossen ist und alle rechtlichen 

Voraussetzungen erfüllt sind, heisst das noch lange nicht, dass Familien zeitnah zusammenleben kön-

nen. Das Verfahren selbst wird zur Hürde.  

Grundlage des Berichts bilden rechtlich aufgearbeitete Einzelfälle  aus der Praxis, ergänzt durch Hinter-

grundgespräche mit Fachpersonen, Erfahrungsberichte von Rechtsberatungsstellen und aktuelle Fach-

literatur. Die Einzelfälle sind nicht statistisch repräsentativ, machen aber exemplarisch sichtbar, wo im 

Verfahren wiederk ehrende Probleme auftreten und welche Folgen diese für die betroffenen Familien ha-

ben.  

 

Die Folgen jahrelanger Familientrennungen  

Was jahrelange Familientrennungen für die Betroffenen bedeuten, zeigen die dokumentierten Fälle 

deutlich: Jahrelange Ungewissheit, das Bangen um die Sicherheit der eigenen Kinder in einem 

fernen Land  und das Gefühl, einem bürokratischen Verfahren  hilflos ausgeliefert zu sein. Diese 

Belastung bleibt nicht ohne Folgen. Sie zehrt an der psychischen Gesundheit der Betroffenen und 

erschwert ihre Integration in der Schweiz, statt sie zu fördern. Wer jahrelang um seine Familie 

bangt, kann sich kaum auf e in neues Leben einlassen.  

Ein rascher Familiennachzug liegt daher nicht nur im Interesse der betroffenen Familien. Effiziente 

Verfahren minimieren die gesundheitlichen Folgen jahrelanger Trennungen und ermöglichen ein 

stabiles familiäres Umfeld. Dieses Umfeld erleichtert gesellscha ftliche Teilhabe und Integration. 

Gerade wenn die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, liegt es deshalb auch im gesamtgesell-

schaftlichen Interesse, dass Familien tatsächlich und zeitnah zusammenleben können.   

 [ausführlich hierzu Kap. 5 des Fachberichts]  

 

https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2026/09/Fachbericht-2026_Langes-Warten_DE.pdf
https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2026/09/Fachbericht-2026_Langes-Warten_DE.pdf
https://beobachtungsstelle.ch/de/hauptmenu/falldokumentation-3/nach-aktualitat/


 
 
Unterschiedliche Verfahren und Nachweisanforderungen  

Je nach Aufenthaltsstatus werden Familiennachzugsgesuche entweder vom Staatssekretariat für Mig-

ration (SEM) oder von den kantonalen Migrationsbehörden geprüft. Die Verfahren unterscheiden sich bei 

der Einleitung und auch bei den Anforderungen an den Nachwe is von Identität und Familienverhältnissen  

wesentlich.  

Besonders problematisch wird dieser Unterschied bei einem Zuständigkeitswechsel während eines lau-

fenden Verfahrens. Erhält eine vorläufig aufgenommene Person etwa im Rahmen eines Härtefalls eine 

Aufenthaltsbewilligung, geht die Zuständigkeit vom SEM an die  kantonale Migrationsbehörde über. Das 

Gesuch wird dann unter höheren formellen Anforderungen erneut geprüft, selbst wenn das Verfahren 

beim SEM bereits kurz vor dem Abschluss stand. Der eigentlich  positive Schritt einer Aufenthaltsbewil-

ligung kann den Familiennachzug so erheblich verzögern, ohne dass dies für die Betroffenen vorherseh-

bar ist. Dies war in drei der sechs dokumentierten Fälle der Fall.  

Höheren Hürden unterliegen auch anerkannte Flüchtlinge, wenn ihre Familie rechtlich gesehen erst 

nach der Flucht gegründet wurde. Die strengeren formellen Anforderungen im kantonalen Verfahren 

tragen ihrer besonderen Situation als Flüchtlinge kaum Rechnung . Die unterschiedliche Behandlung von 

Flüchtlingsfamilien danach, ob sie vor oder nach der Flucht gegründet wurden, ist sachlich nicht ge-

rechtfertigt und diskriminierend.  

 

Lange und schwer zugängliche Verfahren  

Erste formelle Hürden ergeben sich bereits bei der Einleitung kantonaler Familiennachzugsverfahren. 

Familienangehörige im Ausland müssen sich grundsätzlich persönlich an die zuständige Schweizer Aus-

landsvertretung wenden. Diese befindet sich jedoch nicht i mmer in ihrem Aufenthaltsstaat: Afghanische  

Staatsangehörige etwa müssen sich an die Schweizer Vertretung in Pakistan wenden, eritreische an jene 

in Kenia. Fehlende Visa, ein prekärer Aufenthaltsstatus, bewaffnete Konflikte oder geschlechtsspezifi-

sche Einschränkungen können die Reise zur zuständige n Vertretung erheblich erschweren oder verun-

möglichen. Seit Januar 2026 ermöglicht eine überarbeitete Weisung des SEM in bestimmten Fällen Aus-

nahmen vom persönlichen Erscheinen. Der Bericht begrüsst diese Entwicklung, fordert jedoch eine kon-

sequentere und weitergehende Anwendung.  

Hinzu kommen lange Warte -  und Bearbeitungszeiten, unklare Instruktionen sowie eine unzureichende 

Koordination zwischen Auslandsvertretungen und Migrationsbehörden. Die dokumentierten Fälle zeigen 

zudem, dass Auslandsvertretungen teilweise Anforderungen ste llen oder Entscheide treffen, die eigent-

lich in die Zuständigkeit der verfahrensleitenden Migrationsbehörden fallen. Wiederholt kommt es so 

auch zu Terminverweigerungen.  Dagegen können sich Betroffene kaum wehren: Während Entscheide 

der Migrationsbehörden mittels anfechtbarer Verfügung überprüft werden können, ist der Rechtsweg bei 

Handlungen der Auslandsvertretungen unklar. Betroffene stehen damit faktisch vor der Wahl, r echtlich 

fragwürdigen Anforderungen nachzukommen oder einen Entscheid der verfahrensleitenden Migrations-

behörde zu verlangen und diesen anzufechten –  mit dem Risiko weiterer, zeitlich kaum absehbarer Ver-

fahrensverzögerungen.  

 

Dokumente werden zur zentralen Hürde  

Ein weiteres Kernproblem ist die Beschaffung und Anerkennung von Identitäts -  und Zivilstandsdoku-

menten. Menschen, die verfolgt wurden oder aus Staaten mit bewaffneten Konflikten oder schwachen 

staatlichen Strukturen stammen, können verlangte Pässe, Geburts -  oder Heiratsurkunden häufig nur 

schwer oder gar nicht in der geforderten Form beschaffen oder beglaubigen lassen.  



 
 
In Verfahren vor dem SEM wird diesen besonderen Umständen Rechnung getragen: Dort genügt grund-

sätzlich die Glaubhaftmachung. Dokumente werden deshalb in der Regel erst bei konkreten Zweifeln 

vertieft überprüft. In kantonalen Verfahren gilt dagegen ein stri ktes Beweismass: Identität und Familien-

verhältnisse müssen nachgewiesen werden, wofür zusätzliche Dokumente, Beglaubigungen und Über-

prüfungen verlangt werden können.  

In den dokumentierten Fällen führte dies teilweise dazu, dass Betroffene in Staaten zurückreisen muss-

ten, in denen ihnen Gefahr drohte, oder sich an die Behörden ihres Herkunftsstaates wenden sollten, 

obwohl sie gerade vor diesen geflohen waren. Die formel len Anforderungen können den Familiennach-

zug damit weiter  verzögern und Betroffene vor die Wahl stellen, entweder erhebliche Risiken einzugehen 

oder weitere Verzögerungen der Familienzusammenführung in Kauf zu nehmen.  

 

Kinder tragen die Folgen jahrelanger Trennungen  

Am schwersten wiegen die Verfahrenshürden für Kinder. In den dokumentierten Fälle n dauerten die ab-

geschlossenen Familiennachzugsverfahren zwischen dreieinhalb und sieben  Jahren. Rechnet man das 

vorgängige Asylverfahren und die gesetzlichen Wartefristen hinzu, waren Familien teilweise neun bis 

zehn Jahre voneinander getrennt –  Jahre, die einen prägenden Teil der Kindheit ausmachen.  

Dabei bedeutet die jahrelange Trennung von einem Elternteil häufig zugleich ein Leben unter prekären 

Bedingungen und ohne gesicherten Aufenthaltsstatus.  Familienangehörige warten teilweise in Staaten, 

in denen ihnen die Ausschaffung in den Herkunftsstaat droht. Verschlechtert sich während des Verfah-

rens die Sicherheitslage, können sich diese Risiken zusätzlich verschärfen. Fehlen sichere und effektiv 

zugängliche Wege zur Familienzusammenführung, kann dies Betroffene dazu bewegen, auf irreguläre 

Migrationswege auszuweichen und dabei erhebliche Gefahren auf sich zu nehmen.  

Die untersuchten Fälle zeigen, dass besondere Schutzbedürfnisse im Verfahren generell zu wenig be-

rücksichtigt werden. Gleichzeitig führen die hohen formellen und finanziellen Anforderungen dazu, dass 

Familiennachzugsverfahren ohne professionelle rechtliche  Unterstützung kaum zu bewältigen sind. 

Fehlt eine solche Unterstützung oder können sich die Betroffenen diese nicht leisten, kann dies zu zu-

sätzlichen Komplikationen und weiteren Verzögerungen führen.  

 

Forderung: Recht auf Familienleben muss auch praktisch wahrnehmbar sein  

Ein gesetzlich vorgesehenes Recht auf Familiennachzug reicht nicht aus, wenn seine Wahrnehmung 

durch das Verfahren faktisch verhindert oder über Jahre verzögert wird. Familiennachzugsverfahren 

müssen so ausgestaltet sein, dass das Recht auf Familienleben n icht nur auf dem Papier besteht, son-

dern tatsächlich und innert angemessener Frist wahrgenommen werden kann.  

Die SBAA fordert deshalb unter anderem : 

• eine maximale Bearbeitungsdauer von einem Jahr sowie eine besonders rasche Behandlung 

von Verfahren mit Kindern;  

• eine systematische Berücksichtigung besonderer Schutzbedürfnisse;  

• klarere Informationen und Instruktionen sowie eine bessere Zusammenarbeit zwischen den be-

teiligten Behörden;  

• die Möglichkeit, Familiennachzugsverfahren grundsätzlich auch in der Schweiz einzuleiten, um 

den Zugang zum Verfahren zu erleichtern und den Rechtsschutz zu verbessern;  

• Nachweis pflichten  an Identität und Familienverhältnisse, die dem konkreten Länderkontext so-

wie dem Aufenthalts -  und Schutzstatus Rechnung tragen . 


